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Deutſcher Reichstag. 
16. Sitzung. 

Berlin, 8. März. 12 Ubr. Am Tiſche des Bundesrathes Fürſt 

0 . von Pfretzſchner, von Mittnacht, von Noſtiz⸗ 
allwitz u. A. 

Eingegangen iſt ein Geſetzentwurf betr. den Feingehalt von Gold⸗ 
und Silberwaaren. 0 

Das Haus tritt in die zweite Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfs betr. die Stellvertretung des Reichskanzlers 
ein und zwar werden die 88 1 und 2 deſſelben in der Diskuſſion zu⸗ 
ſammengefaßt. Sie lauten: 

Die zur Gültigkeit der ee Verfügungen des 
Kaiſers erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die 
ſonſtigen demſelben durch die Verfaſſung und die Geſetze des Reiches 
übertragenen Obliegenheiten können nach Maßgabe der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen durch Stellvertreter wahrgenommen werden, welche der 
Kaiſer auf Antrag des Reichskanzlers in Fällen der Behinderung 
deſſelben ernennt. a er 

§ 2. Es kann ein Stellvertreter allgemein flir den geſammten 

Umfang der Geſchäfte und Obliegenheiten des Reichskanzlers ernannt 
werden. Auch können für diejenigen einzelnen Amtszweige, welche 

ſich in der eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reiches befin⸗ 

den, die Vorſtände der dem Reichskanzler untergeordneten oberſten 


Reichsbehörden mit der Stellvertretung deſſelben im gauzen Um⸗ 
fang oder in einzelnen Theilen ihres Geſchäftskreiſes beauftragt werden. 
Zu dieſen beiden Paragraphen liegen folgende Amende⸗ 
m Ben Abg. Befel 
om Abg. Beſeler: i 

$1. Die zur Gültigkeit der Anordnungen und Verfügungen des 
Kaiſers erforderliche Gegenzeichnung des Reichskanzlers, ſowie die 
Geſammtheit der ſonſtigen demſelben durch die Verfaſſung und die 
Geſetze des Reiches übertragenen Obliegenbeiten und Geſchäfte kön⸗ 
nen durch einen Stellvertreter wahrgenommen werden, welchen der 
Kaiſer auf Antrag des Reichskanzlers für den Fall der Behinderung 
deſſelben ernennt. 5 ‘ 98 

$ 2. Für diejenigen einzelnen Amtszweige, welche ſich in der 
eigenen und unmittelbaren Verwaltung des Reiches befinden, können 
die Vorſtände der dem Reichskanzler untergeordneten ober ſten Reichs⸗ 
behörden mit der Stellvertretung deſſelben im gamen Umfange oder 
in einzelnen Theilen ihres Geſchäftstreiſes, einſchließlich der Ge⸗ 
genzeichnung beauftragt werden. Der Kaiſer ordnet die Stell⸗ 
vertretung an und ernennt die Stellvertreter auf Antrag des Reichs⸗ 
kanzlers. t . 

70 Von den Abgeordneten v. Frankenſtein und Windt⸗ 
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Geſetze des Reichs übertragenen Obliegenheiten und Geſchäfte wer⸗ 
den im Falle einer Bebinderung des Reichskanzlers von einem Stell⸗ 
vertreter wahrgenommen, welchen der Kaiſer für einen ſolchen Fall 
ernennt. ? 

82. Der Beginn der Stellvertretung und die beim Wegfall der 
Behinderung des Reichskanzlers eintretende Beendigung derſelben 
wird durch gulferliche Anordnung feſtgeſtellt : 

3) Vom Abg. Hänel dem $ 2 der . als dritten Satz, 
reſp. dem 8 2 in der Faſſung Beſelers als zweites Alinen hinzum⸗ 
fügen: „Die Feſiſtellung derjenigen oberſten Reichsbehörden, deren 
Vorſtände auf Grund der letzleren Ermächtigung mit der Stellver⸗ 
tretung zu beauftragen ſind, erfolgt durch Geſetz oder durch Beſtim⸗ 
mung des Reichshaushaltsetats.“ 

4) Vom Abg Schneegans dem 8 2 der Vorlage folgenden 


Bu hinzuzufügen: „Der Stellvertreter des Reichskanzlers für El⸗ 
a 


b Lothringen hat feinen Amtsſitz in Straßburg.“ 0 
Abg. Beſeler: Der Ausgangspunkt dieſer Vorlage liegt in 
den Verhandlungen vom 13. April vorigen Jahres, in den damals 
ausgeſprochenen Wünſchen, betreffend die veränderte Organiſation 
der Reichs ämter und die Schaffung eines Reichsfinanzamtes. Dieſe 
Wünſche ſchienen ihrer Erfüllung nahe, als die jetzige Vorlage ange⸗ 
kündigt wurde. Die Regierungen haben die Stellvertretungsfrage 
als eine einheitliche behandelt und die Geſammtvertretung zugleich 
1 mit der Sondervertretung des Reichskanzlers in $ 1 der Vorlage 
prinzipiell geordnet; fie haben dann im 5 2 die Sonder⸗Ver⸗ 
tretung quantitativ und qualitativ beſchränkt. Beide Arten der 
Stellvertretung find fakultativ und keine organifhe Inſtitution. 
Das beſcheidene Maß von Zugeſtändniſſen, welche in dieſer Vorlage 
emacht werden, wird man weſentlich nicht überſchreiten dürfen. 

Boch entſpricht die Dispoſition des See nicht ſeinem Zweck. 
muß bei dieſem Anlaß die frankfurter Reichsverfaſſung gegen Herrn 
v Helldorff in Schutz nehmen. Hätten wir damals einen König 
Wilbelm und ein Königgrätz hinter uns gehabt, dann hätten auch wir 
damals etwas Dauerhaftes zu Stande gebracht. Ein Verfaſſungs⸗ 
werk muß auch formell möglichſt gut gemacht werden, Die endloſen 
Streitfragen und Zweifel im Bereich der deutſchen Reichsverfaſſun 
2 meiſtens aus ihrer mangelbaften Redaktion, welche freili 
mit der Lage der Dinge bei ihrer Abfaſſung entſchuldigt werden kann. 
An demſelben Fehler leidet dieſe Vorlage. Mein Haupteinwurf gegen 
ſie beſtebt darin, daß ſie die Geſammt⸗ und die Sondervertretung des 
Reichskanzlers ganz gleichartig behandelt und abgeſehen von dem Um⸗ 
fange des Auftrages unter dieſelben leitenden Geſichtspunkte ſtellt. 
Die Geſammtvertretung kann nur eine einheitliche ſein und ſoll nur 
im Bebinderungsfalle des Reichskanzlers eintreten, dagegen kann die 
Sondervertretung in ſehr verſchiedener Art durchgeführt werden; ſie 
kann ſich auf ganze Geſchäftszweige oder auf einzelne Theile der⸗ 
ſelben erſtrecken und ihren wirklichen Zweck nur dann erreichen, wenn 
\ fie nicht an die einzelnen Behinderungsfäille des Reichskanzlers ges 
bunden iſt, ſondern neben der Geſchäfteführung des Reichskanzlers 
dauerd wirkſam ſein kann. Der Reichskanzler glaubt, daß er ſich 
ſchon jetzt nach Artikel 15 der Verfaſſung auf dem Wege der ſchrift⸗ 
lichen Vollmacht von einem Mitglieve des Bundedrakbs vertreten 
laſſen könne; unzweifelhaft iſt es aber nicht bei der Kontra⸗ 
ſignatur der Fall, welche unabhängig vom Artikel 15 im Ar⸗ 
tikel 17 ſelbſtſtändig geordnet iſt. Ich babe mit meiner Faſſung des 
8 1 bezwecken wollen, daß ein Gejammtftellvertreter voraus beftellt 
wird „für den Fall der Behinderung“, der alſo in dieſem Falle 
jedesmal ſofort eintritt, während nach der Faſſung der Reglerungs⸗ 
vorlage meiner Meinung nach für jeden einzelnen Fall der Behinde⸗ 
rung jedesmal ein Geſammtſtellvertreter ern unt werden muß Der 
Reichskanzler hat ſich allerdings pofitiv gegen einen ſolchen eiſernen 
Stellvertreter erklärt. Er erklärte aber gleichzeitig daß die Geſammt⸗ 
vertretung des Reichskanzlers nur wahrgenommen werden könne durch 
den Stellvertreter des preußiſchen Miniſterpräſidenten. Der Vize⸗ 
präfivent des preußiſchen Staatsminiſteriums iſt aber ein folder 
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»eiſerner“ Stellvertreter, derſelbe wird alſo auch im Reiche unulu⸗ 
gänglich nöthig fein. Es find das allerdings außerordentlich Ein⸗ 
richtungen. Im 8 2 würde ich gern über die Linie, welche in der 
e für die Sondervertretung gezogen iſt, hinausgeben. 
Aber die Erklärungen der Vertreter für Batern und Würtemberg ha⸗ 
ben mich da von zurückgehalten. Es iſt aber wohl aus den Motiven 
wie aus den Erklärungen des Reichskanzlers in erſter Leſung klar ge⸗ 
worden, daß man die Sondervertretung nicht blos für die Fälle der 
Verhinderung des Reichskanzlers, ſondern dauernd eintreten laſſen 
will. Der Reichskanzler hat als Analogie die Reichskriegsverwaltung 
angeführt und daraus weitere Konſequenzen gezogen für die mögliche 
Einrichtung eines Reichsſinanzamtes. Es iſt mir nicht klar geworden, 
ob der Reichsſchatzſekretär, von dem er ſprach, als ſelbnändiger und 
verantwortlicher Beamter angeſehen werden ſoll oder nicht. Sollen 
alſo die Sonder vertretungen neben der Geſchäftsführung des Reichs⸗ 
kamlers beſtehen, dann iſt das Geſetz nicht korrekt gefaßt. Allerdings 
wäre mit der Erklärung des Reichskanzlers, er ſei perſönlich ver⸗ 
hindert, ſofort eine dauernde Vertretung für einen einzelnen Verwal⸗ 
tungszwei, möglich gemacht. Erſtens darf man aber dem Reichs⸗ 
kanzler nicht eine fo zweideutige Handlung zumuthen und zweitens ſoll 
jedes Geſetz vor allem wahrhaft ſein. Es iſt immer ein Untheil für 
ein Staatsweſen, wenn man ſchlechte Geſetze verbeffern will auf dem 
171 5 der authentiſchen Interpretation und man ſoll dem nach Mög⸗ 
lichkeit vorbeugen. Nun glaubt man aber, ich gefährde durch meine 
Anträge das Zuſtandekommen des Geſetzes, welches nur eine ee 
des Kanzlers bezweckte Wenn durch Annahme meiner Anträge da 
Geſetz gefährdet würde, dann würde ich es ſehr bedauern, und ich 
babe mir einen ſolchen Erfolg derſelben nicht vorgeſtellt. Aber befin⸗ 
den wir uns denn jetzt in einer Nothlage? Wenn Sie meine Anträge 
begründet finden, dann können Sie ſie in der zweiten Leſung ſicher 
noch annehmen und es dem Bundes rath anheimgeben, ob hier wirk 
lich Gefahren für die Politik der Bundesregierungen ſich offenbaren 
Dann lönnte lan wenn Widerſpruch erhoben wird, bei der 
dritten Leſung immer noch eine Abänderung eintreten. Ich hoffe, 
daß der Bundes rath kein ſtarres non possumus unſeren Beſchlüſ⸗ 
en entgegenſetzen wird; dies würde wenigſtens in den politiſchen 
Kreiſen der Nation nicht günſtig aufgenommen werden. Bei der Be⸗ 
ſtellung eines Geſammtvertreters glaube ich, daß die kaiſerliche Er⸗ 
nennung genügt, weil die Auseinanderſetzung zwiſchen dem Reichs 
kanzler und ſeinem Geſammtvertreter mehr ein Internum der Reichs⸗ 
regierung iſt. Dagegen wird bei Einſetzung einer Sonder vertretung 
an eine Organiſation gedacht werden, die ſich freilich nicht hinſtellt 
als eine Einführung verantwortlicher Reichsminiſterien, die aber doch 
o beſchaffen iſt daß hierauf die Anordnung der Stellvertretung und 
nicht blos die Ernennung der Stellvertreter als durch den Kaiſer er⸗ 
— anzuſeben iſt, natürlich auf Vorſchlag des Reichskanzlers. 
ber überſchreiten denn dieſe Aenderungen dieſe Linie, welche die 
Bundesregierungen ſich gezogen haben? Hier iſt von eigentlichen 
t t blen; handelt es ſich nicht um 
eine Erweiterung der Rechte des Reichskamlers. Allerdings finde ich, 
wenn ich mich auf den Standpunkt des Bundesraths ſtelle, die Be⸗ 
ſorgniß erklärlich, daß ein verantwortliches Miniſterium welches in 
ſteter Berührung mit der Volksvertretung ſich befindet, jeder anderen 
politiſchen Korporation gefährlich werden lann. Dieſe Vorlage wird 
die Reichsämter wirkungsvoller und elaſtiſcher machen, obwohl für 
weitere Schritte Ken Garantieen nicht mit Unrecht gefordert wer⸗ 
den, wie fie der Abg. Windthorſt zur Auswahl hingeſtellt hat. Für 
die weitere Entwickelung der Reichs verwaltung wird man wohl den 
Einzelſtaaten Konzeſſionen machen müſſen und die zu einer ſolchen 
Verfaſſungsänderung nöthige Zweidrittelsmajorität wird fi wohl 
im Reichstage finden laſſen. llerdings, der von Windthorſt gefor 
derten Garantie, daß zu einer Verfaſſungs änderung alle Einzelſtaaten 
zuſtimmen müſſen und daß dieſelbe durch ein einziges diſſentirendes 
Votum verhindert werde, darf der Reichstag feine Zuſtimmung nicht 
geben. Eine edle Nation läßt ſich nicht künſtlich aus formaliſtiſchen 
Gründen zu einer Stagnation ihrex Verfaſſungs Einrichtungen ver⸗ 
urtheilen (Sehr wahr!), alſo Maß in den Garantien! In dieſem 
Sinne habe ich meinen Antrag geſtellt und bitte Sie, denſelben an⸗ 
zunehmen. (Beifall.) 2 - > 
bg. Sehr. d. Frankenſtein: Unſer Antrag akzeptirt die 
allgemeine Stellvertretung des Reichskanzlers, weil dieſelbe nothwen⸗ 
dig und eee zuläſſiz iſt; er verneint dagegen die Stell⸗ 
vertretung in den einzelnen Verwaltungszweigen durch die Vorſtände 
der oberſten Reichsbebörden, weil dies den Anfang einer weſentlichen 
Aenderung der Reichs verfaſſung involvirt. Im Laufe der Zeit ha⸗ 
ben ſich aus dem Schoße des Reichskanzleramts verſchiedene Reichs⸗ 
ämter herausgebildet, die Anfangs klein waren, aber mit der Zeit 
immer größer werden; daß man die Borfteher dieſer Aemter fetzt 
eventuell mit Verantwortlichkeit ausſtatten will, beweiſt klar, daß 
man beſtrebt iſt, aus denſelben Reichsminiſterien zu bilden Damit 
wäre aber die Grundlage des Bundesraths erſchüttert und der An⸗ 
floß zu einer grundſätzlichen Aenderung der Verfaſſung gegeben. Das 
beweiſt die Thatfadye, daß die neuliche Erklärung des batrifhen Bun⸗ 
des bevollmächtigten: Baiern erblicke in der Schaffung von Reichs⸗ 
miniſterien eine Verlegung der Rechte des Bu⸗desraths, auf der lin⸗ 
ken Seite des Hauſes nicht mit Beifall aufgenommen wurde. (Sehr 
richtig! links.) Wenn dann der Reichskanzler wiederholt erklärt hat, 
daß der preußiſche Finanzminiſter zugleich Reichsfinanzminiſter wer⸗ 
den ſolle, ſo muß ich die Befürchtung ausſprechen, daß diesfalls die 
dreußiſchen Finanzen mehr und beſſer im Auge behalten werden, als 
die des Reiches. Jedenfalls iſt es aber nothwendig, daß dem ſtetigen 
Vermehren der Reichskompetenzen Einhalt gethan wird, und ich hoffe, 
daß der bairiſche Bundesbevollmächtigte gegen die Vertretung des 
Reichskanzlers in den einzelnen Verwaltungszweigen mit voller Ver⸗ 
antwortlichkeit ſtimmen wird, falls die Vorlage nochmals der Be⸗ 
ſchlußfaſſung des Bundesraths unterbreitet werden ſollte. 5 
g. v. Grävenitz: Der Geſetzentwurf ſtützt ſich auf die 
Gewalt der Thatſachen und auf die durch Erweiterung des Geſchäſts⸗ 
umfanges eingetretene Nothwendigkeit der Stellvertretung. Die 
Faſſung des Geſetzes beruht auf einem Kompromiß und iſt im Ban⸗ 
desrath, gegenüber der urſprünglichen Vorlage, zu größerer Ber 
ſtimmtheit im Einzelnen ausgearbeitet worden. Umzweifelvaft liegt 
die Stellvertretung im Geiſt und Sinn der Verfaſſung; hätte man 
bei Berathung der letzteren die Stellvertretungsfrage beratben, fo 
wäre damals kein Widerſpruch dagegen aufgetaucht. Man kann ſo⸗ 
ar ſagen, daß die Stellvertretang ſchon im Artikel 15 der Verfaſ⸗ 
ung liegt. Jetzt, nachdem die Zuläſſigkeit der Vertretung in einzel⸗ 
nen Gebieten, namentlich der Kontraſignatur angezweifelt worden iſt, 
find wir auf die Regelung der Angelegenheit durch das Geſetz ange⸗ 
wieſen. Dieſes Gefeg bewegt ſich durchaus auf einem kleinen Theile 
des Gebieles. welches bereits verfaſſungsmäßig dem Kaifer zuſteht. 
Es bedarf aber nicht einer geſetzlichen Be eichnung derjenigen Aemter, 
bei denen die Stellvertretung ſtattbaben ſoll; wir, die Konſervativen, 
theilen in dieſer Beziehung nicht den Standpunkt Hänels. Es hans 
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Verfaſſung betrifft, nicht um ein Eingreifen in die alleinige Ver⸗ 
antwortlichkeit des Reichskanzlers. Dieſe beruht nicht in der Kontra⸗ 9 
ſignatur ſondern in feinem Amt. Dieſe Verantwortlichkeit geht mit \ 
über auf die allgemeinen und beſonderen Stellvertreter, aber die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Reichskanzlers bleibt unberührt. Obne dieſe an⸗ 1 
dauernde Verantwortlichkeit iſt die Handbabung der Verfaſſung über⸗ 
haupt nicht zu denken. Gerade durch dieſes Geſetz tritt eine erhöhte 3 
Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ein. Gegen den 8 3 der Vor⸗ 
lage iſt ein Einwand erhoben worden, welches die Lebens fähigkeit des 
Verhäültniſſes zwiſchen dem Reichskanzler und den Stellvertretern bei f 
dem jederzeitigen Eingreifen des Kanzlers in die Geſchäfte bezweifelt; 2 
allein dieſer Einwand könnte ebenſo 5 gegen die beſtehenden Ver⸗ - 
bältniffe geltend gemacht werden. Die Thätigkeit des Reichskanzlers 
Pele in dem Verhältniß zu dem höchſten Träger der Macht; dieses 

erbältniß findet ſeinen Ausdruck in der Kontraſignatur und die 
letztere hat zur Vorausſetzung eine genaue Kenntniß der Grundlagen 
der verſchiedenen Geſchäfte, welche über das einem Menſchen Mög⸗ 
liche hinausgeht. Ich bitte Sie, unter Ablehnung des Amendements, 
das Geſetz, wie es vorliegt, anzunehmen nach dem Grundſatz: unitas 
in necessäriis! 

Abg v. Kleiſt⸗Retzow: Der Abg. v. Frankenſtein dürfte 

ſich irren, wenn er hofft, daß der bairiſche Bundes bevollmächtigte im 
Bundesrathe in feinem Sinn votiren werde, denn voraus ſichtlich wird 
die Vorlage unverändert 3 fo daß ſich der Bundesrath 
mit der Sache gar nicht mehr zu befaſſen haben wird. Auffallend iſt 
es jedenfalls, daß der bairiſche Bundesbevollmächtigte reichsfreund⸗ 
licher auftritt als das bairiſche Reichstagsmitglied. Die allgemeine 
Stellvertretung bedarf keines beſonderen Geſetzes und wenn deſſenun⸗ 
geachtet der $ 1 des Zentrumsantrages dies glauben machen will, fo 
iſt doch nur ein Schild, hinter dem ſich vielleicht eine Beſchränkung 
der Freiheit des Kaiſers in der Art der Ernennung der Stellvertre⸗ 
ter verbirgt. Thatſächlich ſteht feſt, daß der Reichskanzler im Laufe 
der Zeit in einer Weiſe überbürdet worden iſt, welche die Kräfte auch 
des gewaltigſten Mannes überſteigt, und dem muB abgebolfen werden 
entweder durch Stellvertreter oder durch Reichsminiſter. Alles zu 
überſehen, iſt bei der jetzigen Lage der Dinge der Reichskanzler abſo⸗ 
lut nicht im Stande. e Vorlage beabſichtigt nun keineswegs eine 
Aenderung in unſeren oberſten Reichsbehörden, ſondern will dieſelben 
nur innerhalb ihres Rahmens mehr ausdehnen, fie thätiger und brauch⸗ 
barer geſtalten. Die Oppoſition gegen die Stellvertreter, und das 
ſtetige Betonen der Nothwendigkeit von Reichsminiſtern muß den 
Bundes rath nur noch mißtrauiſcher machen, und das liegt nicht im 
Intereſſe des Reiches. Ich habe gegen die Reichsminiſter vielfache 
Bedenken, denn fie könnten nur mit einer geſchloſſenen parlamentaxi⸗ 
ſchen Majorität regieren und müßten unbedingt dem Reichskanzler 
folgen. Will man aber die Reichsminiſter nicht, dann muß man dem 
— — a 5 —. — . — Kae — ee 8 4 

erden die Einzelſtaa e ge Man ſpricht ſo viel 
von den Opfern, welche die Eimzelſtaaten dem Reiche gebracht, 
aber man ſcheint ganz zu vergeſſen, daß Preußen die größten 
Opfer bringt. Oder iſt es elwa kein großes Opfer, daß nen 
blos 17 Stimmen von 54 im Bundesrath beanſprucht hat? Obne 
Preußen könnte das Reich gar nicht beſtehen; Preußen iſt es, weile 
ches das Reich ern Deshalb hätte man im Bundesrath die 
im 5 2 ausgeſprochene Beſchränkung nicht ausſprechen follen ; denn 
wenn man jagt, daß nur die in der eigenen unmittelbaren Reichs⸗ 
verwaltung ſtehenden Perſonen der verantwortlichen Stellvertretung 
theilhaftig werden können, fo iſt dies ein Mißtrauen gegen Preußen, 
man befürchtet augenſcheinlich Preußens überwiegenden Einfluß. aß 
man ſomit den preußiſchen Miniſtern dieſe verantwortliche Verwal⸗ 
tung der Reichzämter unmöglich machen will, dürfte nicht gedeihlich 
auf die Entwickelung unſerer Verwaltungs verhältniſſe wirken. Steuern 
wir z. B. im Gebiete der Finanzverwaltung nicht auf einem wüſten 
Meere? Gerade die ä bedarf einer einbeitlichen Lei⸗ 
tung, und wenn wir uns jetzt damit behelfen, daß der preußiſche 
Finanminiſter die finanziellen Entwürfe für das Reich macht, jo iſt 
doch immer feſtzuhalten, daß er das Reich nur dann genau kennen 
kann, wenn er die Leitung der Reichsfinanzen beſitzt. Ebenſo iſt es 
mit dem Reichseiſenbahnamt. So lange wir neben demſelben noch 
einen preußiſchen Eiſenbahnminiſter haben, wird Jeder fein Reſſort 
einſeitig verwalten und dieſe einſeitige Verwaltung auf die Spitze 
treiben. Tritt dagegen zwiſchen beiden eine Perſonalunion ein, dann 
wird auch Eintracht und einheitliche Leitung berrſchen. Es iſt dabei 
durchaus nicht entſcheidend, daß preußiſche Miniſter an die Spitze 
kommen, ſondern ausſchlaggebend iſt nur das Reichsintereſſe. Ueber⸗ 
haupt iſt es eine ganz falſche Vorausſetzung, daß das Reich und die 
Einzelſtaaten ſich feindlich gegenüberftehen ; beide haben vielmehr 
parallele Intereſſen. Und wenn der Abg. v. Bühler ſogar beantragt, 
daß kein Reichsbeamter zugleich Staatsbeamter ſein düs fe, 
fo müßte konſeguenterweiſe auch der Reichskamler fein Amt 
niederlegen. (Heiterkeit) Die Schwierigkeiten liegen baupt⸗ 
ſächlich in den Perſonen. Wenn z. B. eine Partei die wegen 
einer billigen Ausgleichung zwiſchen direkten und indirekten Steuern 
nothwendige Erhöhung der letzteren lediglich aus olitiſchen 
Gründen bekämpft, ſo muß dieſelbe das geſchichtliche Rückerinne⸗ 
rungs vermögen verloren baben, an unſere großartige Entwickelung 
von 1862-71: 1866 und 1870 wurde der Baum gepflanzt, in deſſen 
Schatten wir wobnen, deſſen Früchte wir genießen, auf deſſen Zwei⸗ 
gen wir ſitzen und unſere Lieder ſingen. (Große Heiterkeit.) Man 
bat ſogar fein Miß vergnügen darüber ausgeſprochen, daß der preußi⸗ 
ſche Landtag nicht das volle Steuerbewilligungsrecht beſitze, weil nach 
Art 109 der preußiſchen Verfaſſung die Steuern forterboben werden, 
auch wenn kein Budget zu Stande gekommen. Aber wenn der Herr 
Reichskanzler auch im Laufe der Zeit Vieles gelernt hat, das wird 
jedenfalls die theuerſte Erfahrung feines Lebens fein, daß es ihm nur 
deshalb gelungen iſt, ſeine große Thaten zu vollbringen, weil er in 
dem Kampfe von 1862-66 feſthielt an den Machtvollkommenbeiten 
der Krone. Ich meine, daß man einer Schwierigkeit abbelfen muß, 
wenn der Weg zur Beſeitigung klar vorgezeichnet iſt und bitte Sie 
deshalb, dieſe Vorlage unverändert anzunehmen. Thun Sie das 
5 2 8 der Reichswagen nur weiter in den Sumpf gerathen. 
(Beifall. 8 R 

Für Bismarck: Ich habe zu meiner Genugthuung in dieſen 
Diskuſſion nicht den Beruf, an diejenigen Theile der Rede des Vor⸗ 4 
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redners anzuknüpfen, die von Verhältniſſen handeln, welche uns 5 
früher getrennt haben oder uns in Zukunft trennen lönnten, ſondern 

mit dem Thema der Vorlage kann ich mich auf den erſten Theil ö 
ſeiner Rede beſchränken, von dem ich boffe, daß wir uns über denſel⸗ 4 
ben in Geſtalt der unveränderten Annahme der urſprünglichen Vor⸗ 

lage einigen werden. Ich babe wie jeder von uns vielleicht manches f 
in der Vorlage anders gewünſcht, aber es fragt ſich, ob das Ge⸗ 9 
wünſchte und das Erreichbare ſich immer decken. Unſere beſten Bo⸗ } 
ſtrebungen in Deutſchland find zum Theil daran gefcheitert, daß das | 
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nicht der Fall war. Schließen wir von Größerem auf das Kleinere, 
welches die Gemüther wohl nicht durch ſeinen wirklichen praktiſchen 
Inhalt, ſondern durch die daran geknüpften Gedankenflüge beſchäf⸗ 
igt! Der Vorredner hat einen Gedanken in ſchärferer Weiſe, 
als es bisher geſchehen iſt, in einer Weiſe ausgeſprochen, die 
mich nöthigt, doch meine modifizirte Stellung zu dieſem Thema 
um Ausdruck zu bringen, nämlich den Gedanken, daß die ganze 
Reichs verwaltung durch preußiſche Miniſterien direkt ſchließlich 
zu führen ſei, nicht blos thatſächlich, ſondern daß dieſer Thatſache 
anch der amtliche Ausdruck gegeben werden ſollte. Es iſt dies bis zu 
einem gewiſſen Grade der Fall geweſen in den erſten Jahren des 
norddeutſchen Bundes, wo wir Reichsbeamte und Inſtitutionen über⸗ 
haupt noch nicht hatten. Ich betrachte es aber als einen weſentlichen 
Fortſchritt, daß wir dieſe jetzt haben und als eine Aufgabe der Thä⸗ 
tigkeit eines jedesmaligen Reichskanzlers nur die, Friktionen dieſer 
Reichsinſtitutionen mit den althergebrachten Inſtitutionen der einzel: 
nen Staaten zu vermeiden und zu vermitteln, ſoweit er kann. Daß 
da nun der ſchwarz⸗weiße Anſtrich der Sache gerade nicht das rich⸗ 
tigſte Mittel iſt, ſchon rein äußerlich, ſteht feſt, aher air hängen eben 
an Acußerlichleiten, und um das zu beweiſen, will ich an eine große 
biftoriihe Thatſache erinnern, die für die Herſtellung des deutſchen 
Reiches entſcheidend war. Es war der Brief, den der König von 
Baiern an den jetzigen deutſchen Kaiſer ſchrieb, als wir in Verſailles 
waren. Ein Hauptgedanke in dem Briefe war: die bedeutſamen 
Rechte, die ich hierdurch einem andern Fürſten in meinem Lande 
Baiern einräume, kann ich einem Könige von Preußen gar nicht ein: 
räumen; die kann ich nur einem deutſchen Kaiſer geben. Es war da» 
mit der richtige Standpunkt ausgedrückt, ſogar in dieſem Sinne mo⸗ 
tivirt, der deutſche Kaiſer iſt mein Landsmann, der kann Rechte hier 
ausüben; der König von Preußen ift mein Nachbar. Dieſes Gefühl 
iſt hochberechtigt durch den ganzen Lauf der deutſchen Partikularge⸗ 
ſchichte und ſelbſt von Seiten Derer, die geneigt wären, dieſe Berech⸗ 
tigung in minderem Maße anzuerkennen wie ich. Nachgerade bin ich 
einer von den älteren und erfahrenen Geſchäftsleuten geworden, und 
ich weiß, wie bedeutſam dieſe Elemente gerade auf die Gemeinſamkeit 
des deutſchen Landes zurückwirken. Ich bin bei den Geſchäften ſchon 
betheiligt geweſen, als das Zwei⸗Königs⸗Bündniß ſcheiterte, vor 27 
oder 28 Jahren, und war an den intimeren Verhandlungen zwiſchen 
den Höfen in dem Maße betheiligt, daß ich mit ziemlicher Sicherheit 
behaupte, es ſcheiterte, einfach an der Frage: Sollen die einzelnen 
Höfe eigene Geſandtſchaften, eigenes Geſandtſchaftsrecht erhalten oder 
nicht? In dieſer Frage wurde der Abſchluß gewiß 9 Monate, wenn 
ich nicht irre, länger als ein Jahr hingehalten, über alles Uebrige war 
man einig — darüber verfloß das tempus utile und es kamen rauhe 
Winterſtürme, in denen dieſe jungen rüblingsſchößlinge überhaupt nicht 
mehr gedeihen konnten. Hatte nun dieſes Recht eine wirkliche materielle 
Bedeutung? Ich war damals nach meinen Lebensjahren in meiner 
Stellung wohl berechtigt zu reden, wenn ich gefragt wurde, aber nicht 
zu reden, wenn ich nicht gefragt wurde. Haben die einzelnen Staaten 
den Einfluß auf die Entſchließungen des deutſchen Reiches, daß fremde 
Machthaber ſich um ihren guten Willen bewerben, ſo giebt es kein 
Abſperrungsſyſtem, welches die Verbindungen abſchneiden könnte und 
Geſandten bis zum Schreiber und Kammerdiener und 
Kaufmann heruntergehen. Man kann da keinen binrei⸗ 


ibri reußiſchen Reſſorts geben, er alſo die nächſte 
auf das Bea kbtum im preußiſchen Stagtsminiſterium hat bei Ab⸗ 
weſenbeit des Miniſterpräſidenten. Abſolut nothwendig iſt dieſe Ein⸗ 
richtung nicht, man könnte in Preußen auch den Miniſter des Innern 
oder einen Miniſter ohne Portefeuille zum Vizepräſidenten ernennen, 
wie das unter dem Miniſterium Hohenzollern mit der Perſon des 
Herrn von Auerswald der Fall war. Dieſer würde dann auch jedes⸗ 
mal in die kamleriſchen Vertretungen ſubſtituirt werden müſſen, Von 
der Nothwendigkeit, daß beide Vertretungen in einer Hand bleiben, 
habe ich ſa früher Zeugniß abgelegt Aber auch in dieſem Falle würde 
die Einheit oder ein annäherndes Maß von Einheit der einzelſtaatli⸗ 
lichen Finanzen mit den Reichsfinanzen gar nicht ausgeſchloſſen fein. 
Das Verhältniß des preußiſchen Finanzminiſters zu dem Reichsſchatz⸗ 
ſekretär, den ich neulich gewiſſermaßen als den Unterſtaatsſekretär 
für den deutſchen Theil der Finanzen, d. 15 für die indirekten Steuern, 
bezeichnete, dieſes Verhältniß denke ich mir ganz unabhängig 
von der Brüfidialfrage. an kann ſogar Gründe dafür an⸗ 
führen, daß beide Verhältniſſe getrennt bleiben. Der Haupt⸗ 
rund liegt in dem großen Umfange, welchen das preußiſche 
Finanzminiſterium an ſich hat. Selbſt nach Abzweigung der Do⸗ 
mänen⸗ und Forſtverwaltung iſt daſſelbe wohl noch zu umfangreich, 
daß daneben der preußiſche Finanzminiſter noch die Reichsfinanzen 
Nen und die ganze Stellvertretung des Reichskanzlers übernehmen 
fol. Dieſe Aufgabe könnte ihn zerſplittern, fo daß er ihr nicht voll⸗ 
ſtändig genügen kann Dieſem Uebelſtande. wenn er eintreten ſollte, 
kann man auf zwei Wegen begegnen. Einmal dadurch, daß der ſtell⸗ 
vertretende Kanzler dann jedesmal die Spezialvertretungen, zu denen 
dies Geſetz die Berechtigung giebt, ins Leben treten läßt, die Schachtel 
gewiſſermaßen zumacht und ſeinem Auge entzieht, ſie auf eigene Ver⸗ 
antwortung gehen läßt und ſich nur um die Geſammtleitung und die 
hier ausgenommenen Branchen bekümmert Das ift gerade der vom 
Vorredner bervorgehobene Fehler, die Ausübung der Aufſichtsrechte 
des Reichs im Gegenfa zu den eigentlich unabhängigen Verwaltungs⸗ 
zweigen. Nun, da gerade tritt das Unbehagen ein, was ein württem⸗ 
bergiſcher, ſächſiſcher Finanzminiſter empfindet, wenn er ſich in Reichs⸗ 
angelegenheiten — oder nennen wir den Juſtizminiſter — in Auf⸗ 
ſichtsfragen nicht an die Reichszinſtanz, ſondern an das königlich 
reußiſche e wenden muß, das ja nach der geſetzlichen 
Lage veffribirend nach Dresden und Stuttgart entſcheidet. Das find 
dieſe kleinen Gefüblsausdrücke, von denen wir alle nicht los kommen 
können. Das Gefühl der Verletzung äußerer Würde kann nach meiner 
Erfahrung in parlamentariſchen Verſammlungen ſehr mächtig wer⸗ 
den, ohne daß ein eigentlich praktiſcher Grund vorhanden iſt; durch 
zen Ausdruck des Gefühls wird geſchäftlich nichts geändert. Alſo 
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1 Sie auch den Einzelregierungen, dieſes Gefühl ihrer ſtaat⸗ 
ichen Würde äußerlich durch die Reichsſarben aufrecht zu erhalten, 
daß ihnen die preußeſchen Farben nicht in den Sinn vor Augen ge⸗ 
rückt werden, wie jener Brtef Sr. Majeſtät des Königs von Baiern 
damals ſehr richtig das Verhältniß des Königs von Preußen von 
dem Verhältniß des deutſchen Kaiſers unterſchied. Ich bin nicht in 
der Lage, augenblicklich weiter eingehende Aeußerungen über die 
Sache zu machen, ohne Gefahr, daß ich bei der ſehr ausgiebigen 
Auslaſſung von der 1 Verhandlung in Wiederholungen verfiele; 

niß, bei einzelnen, mir auffallenden Punkten 


ten, die geſchaffen werden durch räumliche 1 j 
durch Mißverſtändniſſe, durch abſichtlich von feindlichen Parteien 
1 Mißverſtändniſſe, durch oberflächliche Zeitungsartikel, dieſe 
wirken bei den vielen Inſtruktionseinvolungen in einer Weiſ 


nach dem ich meine Kräfte bemeſſen muß, ob ich überhaupt für 15 


gegangen, in Bernd GUT das was 


getragen worden von einem Geiſte, der die ganze Nation durchweht 
und der feine richtige Fuhrer gefunden habe in den Männern, welche 
im Stande geweſen, dieſe Jahre herbeizuführen. Ich halte, fährt der 
Redner fort, den Inhalt des vorliegenden Geſetzes für einen ſolchen, 
daß man das eſetz, trotz mannigfacher Bedenken gegen Einzelhetten, 
als einen erheblichen Fortſchritt in der verfaſſungsmäßigen Entwicke⸗ 
lung des Reiches betrachten muß. Ich will jetzt zunächſt verſuchen, 
die wirkliche Natur dieſes Geſetzes vollfändig aufzuklären, weil i 
glaube, daß wir in Zukunft noch oft auf dieſes Geſetz werden zurück⸗ 
kommen müſſen und daß don dieſem zukünftigen Gebrauch der we⸗ 
fentliche Werth des Geſetzes abhängt. Alsdann iſt es nöthig die 
Schwächen dieſes Gesetzes hervorzuheben damit der Bundesrath viel⸗ 
leicht bis zur dritten Leſung die Ueberzeugung gewinne, er hätte eine 
praktiſchere Scheidung finden können, und ſolchen Anregungen Plag 
eben könne und damit nothwendigerweiſe geſchieden werde die 

rundlage und der Inhalt ded jede Geſetzes von der politiſchen 
Situation, die ſich daran knüpft. Dieſes Geſetz räumt meiner Mei⸗ 
nung nach verfaſſungsmäßige Hiuderniſſe für die zukünftige Entwicke⸗ 
lung einer guten deutſchen Reichsregierung fert. Später ſollen ſich 
nicht formelle Hinderniſſe wie augenblicklich dem materiellen Inhalte 
entgegenſtellen. Dieſes Geſetz iſt eine Vollmacht für Kaiſer und 
Kanzler, deſſen Bedenken ich nicht verkenne. Die zukünftige Organi⸗ 
ſation des Reiches auch dem Rechte nach liegt jetzt in ihrer Hand. 
Der Bundesratb hat verſucht, gegen dieſe abſolute Vollmacht einige 
Schranken aufzurichten. Iſt dieſer Gedanke mit feinen Motiven 
zutreffend? Und iſt er in dem Gelege zum Ausdruck ge⸗ 
bracht? Die Haupttendenz des Bundes raths ift berechtigt, aber im 
Geſetze ſelbſt gelangt ſie nicht zum Ausdruck, ſondern in dem⸗ 
ſelben wird an einer anderen Stelle eine verwirrende und unklare 
Grenze. Es iſt auch nach der Meinung des Reichskanzlers berechtigt, 
daß da, wo die Einzelſtaaten im Wege der Aufſicht gezwungen wer⸗ 
den, gegen ihren Willen zu handeln, die Entſcheidung vom Reichs 
kanzler ausgehen ſolle. Bei einem Reichsminiſterium würde dieſe 
Exekutive ſicher nicht von dem einzelnen Reſſortminiſter, ſondern von 
dem Miniſterkollegtum geübt werden. Durch die Motive klingt überall 
dieſes eine Reſervat bindurch, welches der Bundesrath für vie Einzel⸗ 
ſtaaten machen will und ich erkenne dieſen Grundgedanken für ſtaats⸗ 
rechtlich und politiſch berechtigt an. Aber find die Angelegenbei- 
ten in dieſer Weiſe geordnet? Nicht im Entfernteſten! Sie ziehen 
im $ 2 eine rein Außerliche Grenze. Innerhalb der eigenen Verwal⸗ 
tungszweige des Reichs kann jetzt deren verantwortlicher Vorſtand 
Maßregeln gegen die Einzelſtaaten treffen, wenngleich dieſelben nur in 
dem Aufſichts recht begründet find, wenn Sie nicht nach $ 3 eine Ap⸗ 
pellation an den Reichskanzler zulaſſen. In dieſer Auslegung, welche 
auf logiſchen Folgerungen baſirt, werde ich mich weder durch Erklä⸗ 
rungen vom Miniſtertiſche noch durch Majoritätsbeſchlüſſe irre machen 
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laſſen. Mag man doch Anträge ſtellen, wenn man dieſe Interpretz⸗ 
tion nicht will, welche dieſelbe unmöglich machen und zuſehen, ob ſich 
5 dieſelben eine Majorität findet. Täglich können aber auch neue 
emter ausgedacht werden, welche die nach 8 2 erforderlichen Merk⸗ 
male an ſich tragen, und dieſe kann man mit neuer Verantworlich⸗ 
keit ausſtatten. Hätten „Sie die jetzt dieſen Anforderungen ent⸗ 
ſprechenden 1 Reichsämter im Geſetze aufgezählt, dann würden 
wir wahrſcheinlich unſere Zuſtimmung nicht gegeben haben. Hätte 
man dann nicht noch ein ſechſtes oder ſiebentes Departement als 
Amendement hinzufügen können? Könnte man nicht das Reichspa⸗ 
tetamt allmälig durch Häufung feiner Befugniſſe zu einem Reichsver⸗ 
kehrsamt erweitern. ir wäre das für die zukünftige Entwickelung 
der I ſehr angenehm. (Abg Windthorſt: Hört: 
Hört!) Der Abg. Windthorſt macht einen Zuruf, um zu betonen, 
was das el enthält, damit es abgelehnt werden möchte. Es iſt 
mir nie Jen ff haft geweſen, daß er der beredtſte Redner für das Ge⸗ n 
ſetz geweſen iſt. Dabei hat er eben den Fehler begangen, daß er die 5 
Tragweite der Vorlage auseinandergeſetzt und dann betont; was er I 
nicht haben will. Am $ 2 gefällt mir nicht, daß er völlig unklar ift. 
Nach ihm wäre ſchon die Möglichkeit, jedes Departement fo auszu⸗ 
ſtatten welches überhaupt nur eine Verwaltung hat. Die Motive 5 
meinen, es müſſe dies Departement vorwiegend eine Reichsfinanzver⸗ 
waltung haben. Was iſt vorwiegend? Kann die Regierung das vor⸗ 
wiegend nicht beſtunmen? Ich nehme den Kern des Geſetzes ganz an, 
habe aber geglaubt, daß der Bundesrath im Laufe der Diskuſſion 
ſich entſchieden darüber äußern werde, was er zum Ausdruck gebracht 
und was nicht. Ich 1 1 daß bei der praktiſchen Ausführung des 
Geſetzes alle Hinderniſſe fallen werden 
ch erkenne die mangelhafte Präziſton der Vorlage als eines 
Organiſationsgeſetzes und erkenne ebenſo ſehr an, daß einzelne 
Amendements, wie namentlich der Antrag Hänel, weſenkliche Ver⸗ r 
beſſerungen enthalten. Aber wenn ich vor der Frage ſtehe, ob dies 
81 55 durch mögliche Verbeſſerungen gefährdet oder mit allen konſti⸗ 
tutionellen Mängeln angenommen werden ſolle, ſo bin ich nicht einen 0 
1 im Zweifel Es kehren nicht oft im Leben der Nation 
Gelegenheiten wieder, bei denen ein ſo erheblicher Fortſchritt gemacht 
wird gegen Verfaſſungsverengungen. Was die Frage der Verant⸗ 
worllichkeit anbetrifft, fo war mir in der Rede des Reichskanzlers bei 
der erſten ze diejenige Stelle die befriedigendſte, welche den $ 3 
interpretirte. Sie fordert als Vorbehalt für den Reichskanzler nur 
dasjenige, was jeder Zeit zur Herſtellung einer vollen, politiſchen 
Einheit nothwendig iſt. Freilich leidet $ 3 an dem Unglücke, daß er 
in einer übermäßig ſchroffen Form das ausdrückt, was auch ohne ihn 
ſelbſtperſtändlich geweſen wäre. Von der verfaſſungs⸗ und ſtaats⸗ 
rechtlichen trenne ich die politiſche Bedeutung der Sache und berubige 
Herrn v. Kleiſt darüber, daß wir mit dieſem Geſetze Wohnungen für 
ewiſſe Parteigenoſſen bitten zimmern wollen. Einer fo niedrigen 
uffaſſung widerſpricht die ganze Geſchichte unſerer Partet, und 
wenn er unſere Befähigung bezweifeln will, ſo ſollte er doch nicht 
unſern guten Willen bezweifeln, das Wohl des Reichs überall 
ſelbſtlos zu fördern. Der Gebrauch, der von dieſem Geſetze gemacht 
werden ſoll, tft ein üußerft beſcheidener. Es ſollen als ſelbſtſtändiges 
Amt zunächſt geſchaffen werden die Verwaltung für Elſaß Lothringen 
und Herr Schneegans hat hieran bereits einen Antrag geknüpft, wo⸗ 
nach dieſer ſelbſtſtändige Miniſter fein Domizil nach rn Fern 
auſes die 


außerhalb des jeginen Geſetzes ſtehe. Die 
Reichstaler in dieſersBeſtehung gedubert hat, ſi 


giſche und 


Regierung zu verbürgen Dieſe Anſicht theile ich; 
wir find dabei aber doch verſchiedener Anſicht; is eht dabei von der 


Nothwendigkeit von Reichsminiſterten aus; ich aber von der Ueber⸗ 
zeugung, die die Vertreter der bairiſchen und württembergiſchen Re⸗ 
gierung dargelegt haben. Ich ſtimme auch nicht mit dem Vorredner 
in der Auslegung des § 2 überein. Aus den Motiven gebt hervor, 
daß dieſer Paragraph die Geſchäftszweige, bei welchen es ſich in der 
Hauptſache nicht um eine Verwaltung des Reiches handelt, ſondern 
wo der Schwerpunkt in dem Recht der Aufſicht und Geſetzgebung liegt. 
von der beſonderen Stellvertretung ausſchließt. Daß die Motive in 
dieſem Punkte nicht dunkel waren, zeigt die Rede des Abg. v Bennig⸗ 
fen, der die von mir vertretene Anſicht anerkannt bat. Hätte der 
Bundesrath zu befürchten gehabt, daß ſeiner Vorlage eine ſo extenſive 
Interpretation zu Theil werden folle, fo will ich nicht dafür ſtehen, 
ob ſich nicht ſchlfeßlich, trotz des Wunſches das Gute zu erreichen, 
diejenigen 14 Stimmen bätten zuſammen finden müſſen, die das Ein⸗ 
bringen des Geſetzentwurfes verhindert hätten. Mit den Bemerkungen 
des Deren v. Kleiſt kann ich mich zum Theil einverſtanden erklären, 
namentlich damit, daß der Geſetzentwurf neben dem Zweck, dem Reichs⸗ 
kanzler Erleichterung zu ſchaffen, auch den verfolgt, die Reichsregierung 
noch zweckmäßiger und ausgiebiger zu geſtalten. Von dieſer Anſicht 
find auch diejenigen Regierungen geleitet worden, die ſich, obgleich fie 
ſich vom Standpunkt der Einzelſtaaten aus ſagen mußten, daß ſich 
daran erhebliche Konzeſſtonen knüpfen, dennoch bereit erklärt haben, 
dieſe Konzeſſionen zu machen im Intereſſe des Zweckes. Nun hat der Hr. v. 
Kleiſt Retzow die Beſchränkung bemängelt, die der Bundesrath im $ 
2 in Bezug auf die beſonderen Stellvertretungen zu ſtipultren ſich be⸗ 
wogen gefſüblt hat. Er hat deswegen den Beriretern der Mittelſtaaten 
eine gewiſſe Genſunte led. ja Klelnlichteit der Auffaſſung zum Vorwurf 
emacht Ich glaube, daß dies ein ug upſe N Vorwurf ift und 
reue mich, daß der letzte Vorredner ſelbſt die Abſicht des Bundes 
rathes als eine wohlbegründete anerkannt hat. Wenn wir davon 
ausgegangen find, daß die Auffichtöbefugnifle des Reiches nicht wahr⸗ 
genommen werden follen von den Vorſtänden der einzelnen Reichs⸗ 
ämter, fo find wir dabei nicht von den konventionellen Rückſichten be⸗ 
ſtimmt worden, von denen der Reichskanzler ſprach, ſondern lediglich 
von fachlichen Gründen. Wir wünſchen, daß dieſe Aufſicht nicht blos 
vom Standpunkt eines Reſſortchefs gehandhabt werden foll, 
fondern von einem allgemeinen höberen Geſichtspunkte aus. 
Daneben wollten wir auch verhindern, daß ein Reſſortminiſter eines 
Einzelſtaates etwa dieſe Befugniß der Aufſicht ausübt; zunächſt käme 
ja Preußen in Erase. Denn es erſcheint uns für einen Menſchen 
unmöglich, daß er fo zwei Aufgaben auf einmal ausüben fol. Wenn 
alfo der preußiſche Handelsminiſter die Aufſicht über die Elſenbahnen 
haben follte, jo iſt, abgeſehen von dem Umſtande, daß im Reichseiſen⸗ 
dahnamt Niemand fein ſoll, der zugleich einer anderen Eiſenbahn⸗ 
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* n ſind wir berechtigt, unſere Rechte in Anſpruch zu nehmen. 
ö enn ein neues Amt entſteyt, fo würde das natürlich auch einen 
budgetmäßigen Ausdruck finden. Aber unſer Budgetrecht erleidet 
0 eine Einbuße, wenn es ſich um beſtehende Schöpfungen handelt, wenn 

eine anderweitige Regelung der Verantwortlichkeits verhältniſſe eins 
tritt. Dabei muß uns eine geſetzliche oder etatsmäßige Mitwirkung 
zuſtehen. Der Bundegrath wird ſich am wenigſten gegen den Antrag 
erklären können, ſein Recht wird dadurch nicht beengt, ja es wird ihm 
ſogar gegenüber der uneingeſchränkten Vollmacht des Reichskanzlers 
eine gewiſſe Mitwirkung durch denſelben gegeben. Das Amendement 
iſt auch praktiſch durchführbar. Wenn feine Annahme die Ablehnung 
des A An im Bundesrath zur Folge haben ſollte, fo würde das doch 
nur ein Ausdruck des Satzes fein: Sie volo, sie jubeo. 

Abg. Reichenſperger (Olpe) bezeichnet es als den eigen⸗ 
thümlichſten Eindruck, den er je in feinem parlamentariſchen Leben 
erfahren habe, daß die Vertreter der Mittelſtaaten im Bundesrathe, 
welche ſich ſo energiſch gegen die Reichsminiſterien als eine mit der 
Verfaſſung völlig unvereinbare Inſtitution ausgeſprochen hätten, 
dennoch die Spezialvertreter des Entwurfs zulaſſen wollten. Kon⸗ 
ſequenter Weiſe müßten fie auch hiergegen votiren, denn die Spezial⸗ 
vertreter ſeien nur die Vorläufer der Reichsminiſter. Bei den 
Reichs miniſterien würde z ſich wenigſtens um eine obligatoriſche, 
permanente Einrichtung handeln mit geſetzlicher Abgrenzung der Kom⸗ 
petenzen und Reſſorts, während die fakultativen Beſtimmungen der 
Aer fe in ihrer unklaren und verſchwommenen Lala viel gefähr⸗ 
licher ſeien. Der Reichskanzler hätte viel mehr Anlaß gevabt, gegen 
Reichs miniſterien ſich auszuſprechen, denn für ihn würde die geſetz⸗ 
liche Organiſation derſelben eine Verminderung ſeines Einfluffes und 
feiner Wahlvollkommenheit bedeuten, während mit den Speiialſtell⸗ 
vertretern das gerade Gegentheil der Fall ſei. Redner empfiehlt die 
Annahme des Antrags Frankenſtein — Sollte dieſer Antrag abge⸗ 
lehnt werden, fo beantrage er beſondere Abſtimmung über die Worte 
„auf Antrag des Reichskanflers“ in 8 1. Dieſe Worte verletzen das 
monarchiſche Prinzip; ſte ſeien ein Eingriff in die Prärogative der 
Krone und ohnehin ganz überflüſſig, da, wenn der Kaiſer aus eigener 

bl. Stellvertreter ernenne, der Reichskanzler dieſe Ernennung 
ohnehin kontraſigniren müſſe. 

Abg. Schneegans: Als vor zwei Jahren zum erſten Male 
die Nachricht auftauchte, daß in Berlin das Miniſterium für Elſaß⸗ 

8 errichtet werden ſollte, entſtand eine große Aufregung in 

den Reichslanden. Wir wurden gewählt, dieſe Abſicht zu vereiteln. 
Was wir verlangen und zu erſtreben ſuchen, iſt die Verwaltung des 
Landes im Lande ſelbſt, die Regierung des Landes durch das Land. 
Wir begreifen vollkommen die Schwierigkeiten, welche entſtehen müſ⸗ 
jem, wenn der Minifter für Elſaß Lothringen fern vom Kaiſer reſi⸗ 

irt, aber wir ſchätzen die Schwierigkeiten noch höher und unüber⸗ 
windlicher, die aus der Abweſenheit des Miniſters von dem Lande 
xeſultiren werden, welches er verwaltet. Wir wiſſen nicht. in welcher 
Be die neue Einrichtung getroffen werden fol, indeſſen darauf 

ommt es ja auch nicht an. Wir wollen die Selbſtverwaltung im 
Prinzipe; dieſer Standpunkt bat im Haufe allgemeine Sympathieen 
e der wenn man uns auch nicht verheblt hat, daß ſich die Frage 

ei dieſem Anlaſſe nicht erledigen laſſen würde und daß man deshalb 
das Amendement nicht 9 könne. Wird daher dieſer Antrag 
abgeworfen, ſo werden wir annehmen, daß das Haus ſich nicht gegen 
ſeinen Gedanken, ſondern nur gegen ſeine formelle EN aus⸗ 
geſprochen bat und nach wie vor unſer Prinzip verfechten. 

Fürſt Bismarck: Der Vorredner bat vollkommen Recht, wenn 
er meint, daß die Sympathien nicht nur des Hauſes, ſondern auch 
der Regierung. dem Beſtreben der Elſaß⸗Lotbringer, zu einer ſelbſt⸗ 
ſtändigen Regie ung im eigenen Lande zu gelangen, zur Seite ſtehen, 
und wenn ich Sie bitte, das Amendement an dieſer Stelle nicht an⸗ 
zunehmen und nicht zu verſuchen, dieſe heterogene Frage bei dieſer 
Gelegenheit zu erörtern, fo geſchieht es keineswegs aus Abneigung 
gegen die Tendenz des Amendements ſondern weil ſich eine Frage 
von dieſer Tragweite fo nebenher nicht erlesigen läßt. (Sehr richtig!) 
Nachdem, was ich neulich über dieſe Sache geſagt habe, bin ich be⸗ 
ſtrebt, von dem Bande loszukommen, welches den Reichskanzler und 
das Miniſterium für Elſaß⸗Lothringen in einer Perſon verſchlingt; 
dabei kommt das Land oder der Reichskanzler zu kürz, oder der ganze 
Ausdruck des Regierungsgedankens wird ein unrichtiger, indem der 
Schwerpunkt nicht daliegt, wo die Verantwortlichkeit geſucht wird. 
Es wird ja dann auch, wenn ich in dieſem Beſtreben fortfahre, 
die Frage zur Entſcheidung kommen: nicht ob, ſondern in welcher 
Weiſe die miniſterielle Leiſtung für Elſaß Lothringen ſich geſtalten 
wird. Die Schwierigkeit iſt ja die, daß Se. Majeſtät der Kaiſer, der 
die landesherrlichen Rechte im Namen der verbündeten Regierungen 
in Elſaß⸗Lothringen ausübt, die Reſidenz nach dem regierten Lande 
nicht dauernd hinzulegen vermag, weil er das Bedürfniß hat, von ſei⸗ 
nem Miriſter für Elſaß⸗Lothringen perſönlich Vortrag zu erhalten. 
Der Vorredner irrt infofern thalſäch ich, wenn er ſagt, daß ein Mi⸗ 
niſterium für Elſaß Lothringen gegenwärtig nicht vorhanden wäre und 
i daß es erſt errichtet werden müßte. Es ift vorhanden; es fragt fich nur, 
kann man es nach Straßburg verlegen, oder iſt es nothwendig an Berlin 
und an den Aufenthalt Sr. Mafeſtät des Kaiſers als Trägers der lan⸗ 
desberrlichen Rechte gebunden? Ich will dieſer Frage durchaus nicht 
zum Nachtheil der Beſtrebungen des Vorredners präjudtziren. Es hat 
ja feine großen Schwierigkeiken im Verkehr, wenn der Landesherr von 
dem verantwortlichen Miniſter getrennt iſt, ſo daß die mündlichen 
Vorträge zu den Seltenheiten gehören; unmöglich iſt es aber in keiner 
Weiſe. Wir haben in manchen deutſchen Ländern noch heute und nach 
der alten Dienſtpragmatik faft überall die Einrichtung gehabt, daß die 
Miniſter die Souveräne von Angeſicht 0 Angeſicht doch eigentlich nur 
am Hofe in repräſentativer Geſellſchaft aber nicht in Geſchäften 
aten, ſondern daß alle Geſchäfte ſchriftlich abgemacht wurden. Nun 

* läßt ſich ja die Wahl der Perſon ſo denken, daß dieſelbe ſich eines 
ganz ausnahmsweiſen Vertrauens bei dem Träger der landesherr⸗ 
lichen Rechte, Sr. Maſeſtät dem Kaiſer, erfreut und die Korreſpon⸗ 
denzen deshalb ſeltener oder, wenn nicht ſellener, doch ausreichend find, 

zum den mündlichen Verkehr wirkſam zu erſetzen. Ader die Pläne, die 

mie von verſchiedenen Seiten gebracht worden find, Statthalterſchaf⸗ 

ten zu etabliren, bringen meines Erachtens die Sache der Löſung 

nicht um ein Haar breit näher. Ob der Beamte, der dort lebt 

und die Geſchäfte führt, den Titel Statthalter hat, ob er fürſtlichen 
Standes iſt oder ein gewöhnlicher Beamter, das kann in Bezug anf 
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die geſchäftliche Qualität vielleicht einen Unterſchied machen, in 
guß, auf die fachlichen Schwierigkeiten aber durchaus nicht. 
leibt immer die SR zu löſen, ſo lange nicht ein 
eigentlicher Landesherr im Elſaß reſidiren würde, was doch auch 
wiederum feine Schwierigkeiten in der Löſung und Herſtellung 
yet, die Schwierigkeit: wie korreſpondirt der nothwendig in 
erlin reſidirende Landesherr mit feinem dortigen Miniſter, 
oder wie ſtellt ſich die Zufriedenheit oder die Verwallung 
des Landes, wenn der Miniſter in Berlin wohnt. Wäre dort 
ein Statthalter im landläufigen Sinne des Wortes, ſo würde der 
Kaiſer doch nicht auf jeden Einfluß auf die Regierung 9 
können; es würde doch irgend eine miniſterielle Verantwortlichkeit 
hergeſtellt werden müſſen, deren Sitz immer entweder in Straßburg 
oder in Berlin ſein müßte. Die Abwälzung der Schwierigkeiten und 
Unzuträglichteiten des einen oder anderen Syſtems ift für mich durch⸗ 
aus nicht entſchieden. Wenn die geeignete Perſönlichkeit ſich findet, 
der Sr. Majeſtät der Kaiſer fein Vertrauen ſchenkt, fo würde ich 
nicht unbe singt abrathen, eine Geſetzes vorlage einzubringen, welche 
es möglich macht, den Kanzler davon zu Biöpenfiren und einen mei⸗ 
nethalben in Straßburg wohnenden Miniſter als oberſten Beamten 
ür Elſaß⸗Lothringen zu haben, dem außer Sr. Majeſtät dem Kaiſer 
iemand etwas zu fagen hat. So würde alſo dann gewiſſermaßen 
eine Kabinets⸗Sekretär⸗Korreſpondenz zwiſchen dem Landesherrn und 
dem Miniſter die Verbindung bilden, die pon Berlin nach Straßburg 
reicht Es iſt das ja nicht unmöglich, wir haben ähnliche Verbält- 
u in Luxemburg in Bezug auf. Holland, in Norwegen in Bezug 
auf Schweden, in Ungarn in Bezug auf den öſterreichiſchen 
Staatsverband, aber überall unter ſolchen Umſtänden liegt die eigent⸗ 
liche Schwerkraft der Regierung in den parlamentarifchen Körperſchaf⸗ 
ten, die dieſe Länder vertreten. Es ſind im Grunde nicht die Statt⸗ 
halter, ſondern in Luxemburg Norwegen, bis zum dualiſtiſchen Oeſter⸗ 
reich⸗Ungarn regiert die Landesvertretung. Ich hoffe, daß wir auch 
in Elſaß⸗ Lothringen mit der Zeit u ee aa. aben kön⸗ 
nen, die dem Reich verbürgt, daß ſie im Stande iſt, ihr politiſches 
Schwergewicht auf die Entſchließungen des Reichelandes aus⸗ 
zuüben. Wir haben dafür ja immer den Barometer der Wahlen für 
den Reichstag. Augenblicklich möchte ich nicht dazu rathen, daß 
ein ähnliches Schwergewicht, wie es in Luxemburg und Norwegen 
der Landesvertretung für die politiſchen Entſchließungen des Sou⸗ 
verains beigelegt wird, in Elſaß⸗Lothringen ausgeübt werde. Aber 
ich gebe, wie geſagt, die Hoffnung nicht auf, daß die dortige Bepöl⸗ 
kerung ſich von dem Druck einer Vergangenheit, von dem Druck einer 
Gegenwart, die auf ihr laſtet, ſich mehr und mehr emanzipiren wird,. 
ſich mit freudigem Sinne als dem deutſchen Reiche zugehörig fühlen 
wird Der Grund, warum ich überhaupt in dieſer Frage, obgleich 
ich vorher ſchon abgerathen hahe, das Wort nahm, war, daß der 
Vorredner den Appell an den Regierungstiſch richtete, ſich darüber 
zu äußern und daß ich für meine Perſon in der Lage bin, ihm eine 
mehr ermuthigende als abletznende Antwort in der Sache ju ge⸗ 
Er en ich fie in Form bier auch zurückweiſen muß. (Lebhafter 
eifall. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Die Anträge Frankenſtein, 
Hänel und Schneegans werden abgelehnt, desgleichen Antrag Rei⸗ 
chenſperger auf Streichung der Worte „auf Antrag des Reichs⸗ 
kanzlers“ in 8 1 der Vorlage in namentlicher Abſtim⸗ 
mung mit 201 gegen 79 Stimmen abgelehnt (65 Sozialdemokra⸗ 
ten enthalten ſich der Abſtimmung) und werden die 88 1 und 2 mit 
großer Majorität in der urſprünglichen Faſſung der Regierungsvor⸗ 
lage unverändert angenommen. Dagegen ſtimmen das Zentrum, 
die Fortſchrittspartei, die Polen und Sozialdemokraten. Um 5% Uhr 
vertagt ſich das Haus, um die weitere Berathung der Vorlage Sonn⸗ 
abend 12 Uhr zu erledigen. 


Parlamentariſche Nachrichten. 


Berlin, 7. De Gegen die Wahl des Reichstagsabgeord⸗ 

g ſahlkreiſe des Regierungsbezirks Gumbinnen 
waren bekanntlich von dem Gutsbeſitzer Glarner zu Kl. Stürlack und 
von M. Gerß zu Lügen Prot eſte erhoben worden, in welchen ver⸗ 
ſchiedene bei der Wahl vorgekommene Unregelmäßigkeiten bebauptet 
wurden. Der Reichstag erklärte am 2. Mai 1877 auf den Antrag 
der Wahlprüfungskommiſſton zwar die Wahl des Herrn Staudy für 
gültig, beſchloß aber, den Reichskanzler zu erſuchen, über die Behaup⸗ 
tungen jener Proteſte eine Unterſuchung zu veranlaſſen. Dieſelbe hat 
in beſchlledern und die Wahlprüfungskommiſſton ſtellt nun den Antrag, 
zu beſchließen: 

„In Erwägung, daß die Ermittelungen, angeſtellt in Folge 
des Neice esse vom 2. Mai 1877, Geſetzwidrig⸗ 
keiten bei der Wahl des Abgeordneten Staudy im 5. Wahl⸗ 
kreiſe des Regierungsbezirks Gumbinnen nicht ergeben haben, 
über die Proteſte des . Glarner zu Kl. Stürlack 
und des M. Gerß zu Lötzen zur Tagesordnung überzugehen.“ 
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Tokales und Provinzielles. 
Poſen, 9. März. 

& Dem Regierungs⸗Aſſeſſor von Boddien iſt die kommiſſa⸗ 
riſche Verwaltung des Landrathsamts des Kreiſes Czarnikau übertras 
gen worden. Derſelbe hat die Geſchäfte bereits übernommen. 

r. Der poſener Provinziallandtag wird jedenfalls im 
Laufe d. J. einberufen werden, doch iſt bis jetzt noch nicht beſtimmt, 
ob die Einberufung bereits zum Frühjahr oder erſt zum Herbſte er⸗ 
folgen wird. In erſterem Falle würde die Sitzungsperiode nur eine ganz 
kurze ſein, da es ſich, wie man hört, hauptſächlich nur um die Wahl 
einer Kommiſſion in Angelegenheit der Reviſion der Gebäudeſteuer⸗ 
Veranlagung handelt. 


r Witterung. Nachdem wir vorgeſtern und geſtern anhalten⸗ 
den Sturm, untermiſcht mit Hagel und Schneefall, gehabt, klärte 
io in der Nacht der Himmel auf, fo . wir heute Morgen 6 Uhr 

ei klarem Himmel gegen 1 Grad Kälte hatten 
FFP 


Telegraphiſche Nachrichten. 

Frankfurt a. M., 8. März. Der deutſche Anwaltstag bat fich 
mit großer Majorität gegen eine Lokaliſtrung der Anwälte und gegen 
ſonſtige Beſchränkungen der Freiheit des Anwaltſtandes ausge⸗ 
ſprochen. 

Wien, 8. März. Erzherzog Franz Carl, Vater des Kaiſers, geb. 
7. Dezember 1802, iſt heute Mittag gegen 1 Uhr geſtorben. 

Wien, 8. März. Man glaubt bier, daß nach dem Ableben des 
Fürſten Tſcherkawski ein Mann von gemäßigterer Geſinnung für 
die weitere Organiſation in Bulgarien beſtellt werden wird und 


daß durch eine maßvolle Handhabung bei der proviſoriſchen Ver⸗ 


waltung Bulgariens jeder Verdacht einer Ruſſiſizirung Bulgariens, 
ſowie einer dauernden Feſtſetzung der Ruſſen dort beſeitigt wer⸗ 
den wird. 

Verſailles, 8. März. [Deputirtenkammerſitzung.] 
Der legitimiſtiſche Deputirte Baudry d' Aſſon lenkte die Aufmerkſam 
keit der Regierung auf einen Artikel des Journals „Réveil“, in 
welchem den Katholiken ſchuldgegeben wiro, daß fie Verſchwörer ſeien 
und zu einem Kriege mit dem Auslande ſchürten. Der Konſeilsprä⸗ 
ſident und Juſtizminiſter, Dufaure, gab zu, daß der Artikel ein hef⸗ 
tiger ſei, erklärte indeß, für die Regierung liege kein Anlaß vor, ohne 
Weiteres einzuſchreiten, es müſſe den Beſchuldigten überlaffen werden 
ſelbſt die Initiative zu einer gerichtlichen Verfolgung zu ergreifen. 


233, 40. Framofen 259 50. G 


Nom, 8. März. Die Majorität der Deputirtenkammer hat ſich 
über die Wahl eines Präſidenten noch nicht zu einigen vermocht. — 
Die „Agenzia Stefani“ meldet, der framzöſiſche Botſchafter beim 
päpſtlichen Stuhl, Baron Baude, habe in Folge der Ernennung des 
Kardinals Franchi zum Staatsſekretär um ſeine Abberufung gebeten. 
Kardinal Franchi habe ein Rundſchreiben an die päpſtlichen Nuntien 
gerichtet und dieſelben darin zu eingehenden Mittheilungen über ihre 
Beziehungen zu den Regierungen, bei denen ſie beglaubigt ſeien, auf⸗ 
gefordert. Gleichzeitig habe Franchi Auskunft darüber gewünſcht, 
wie die Regierungen einen Wechſel der Politik des Vatikans in feſtem, 
aber doch jedenfalls weniger aggreſſivem Sinne anſehen würden. — 
Bezüglich der Meldungen über die Beglückwünſchung des neuen Papſtes 
durch den König Humbert und der darauf erfolgten Antwort des 
Papſtes theilt die „Agenzia Stefani“ mit, der König habe einen hohen 
italieniſchen Prälaten beauftragt, den neuen Papſt in ſeinem Namen 
zu beglückwünſchen, der Papſt habe dem König mündlich durch dieſelbe 
Mittelperſon gedankt. 

Vetersburg, 8. März. Unmittelbar nach dem Eintreffen der 
Nachricht von der Unterzeichnung des Friedens gab Kaiſer Alexander 
von dieſem Ereigniß ſeinem Oheim, dem Kaiſer Wilhelm, telegraphiſch 
Kenntniß. Es war dies die erſte Mittheilung, die von bier aus 
über den Frieden fortging. — Als einer der Delegirten Rußlands, 
welche den Fürſten Gortſchakoff zur Konferenz begleiten dürften, wird 
mehrfach der Fürſt Alexis Lobanow, früher Geſandter in Konſtan⸗ 
tinopel, jetzt Gehilfe des Miniſters des Innern, genannt. 

Petersburg, 8. März. Die „Agence Ruſſe“ erklärt die Nach⸗ 
richt, daß der von Bulgarien zu leiſtende Tribut als Garantie für die 
ruſſiſche Kriegsentſchädigung dienen ſolle, für unrichtig, es ſei über⸗ 
haupt keinerlei Garantie dafür im Friedens vertrage ſtipulirt. 
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Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Steller Wechfel 170, 30. VBöbmiſche Weſtbahn 149 Fliſabethdahn 
141. Halter 207 t. Franzoſen“) 2223. Lombdarden“) 63% Nord⸗ 
weſtbahn 924. Silberrente 56%. Papierrente 53%. Ruſſ. Woenkredit 
61. Naſſ. 1872 —. N. Ruſſ. 84%. Amerikaner 1885 100 1860er boſe 
1804 er Looſe 253 80. Kreditaktien“) 199. Oeſterr. Natto 
bank 686,50 Darmft. Bank 109 Berliner Bankver.—. 
Wechlelbank —. 
Heſſ. Ludwigsbahn 813. 
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Oderheſſen — 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Abends. [Effekten⸗Sotet är! Krepitaktten 199%, Fran⸗ 
zolen 222}, 1860 er Looſe —. Galtzter 2074, Ungar. Goldreute —, 
Angar. Schatzanweiſ. 1. Emiſſion —, do. U. Emiſ. —, Lombarden —, 
öſterreich. Goldrente —, Silberrente —, Papierrente —, Reichs⸗ 
ban? —, Neueſte Ruſſen 8176. Ziemlich feſt. 

Wien, 8. März. Die Spekulation verhielt ſich ſehr reſervirt. 
Spekulationswerthe etwas nachgebend, ebenſo Renten und Bahnen. 
Deviſen ſteifer. 

Schlugfurſe.] Bapterrente 63, 20. Silberrente 67, 20. 188 4e 
Looſt 107, 00. Nationalbank 802, 00. Nordbahn 1990, 00. Kreditakn⸗ 
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Lonvon 118,90. Hambarg —, —. Paris 47, 30. Frankfurt —, —. 
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5.59. Silbercoup. 104, 80. Eliſabetbbahn 165 50. Ung Prämienanl. 


77, 00. Marknoten 58 50. Fürkiſche Looſe 14,75. eſterr. { 
rente 75, 00. Una. Goldrente 90, 20. i 8 
Wien, 3. März. Privatverkehr. Kreditaktien 227,30. 


Franzoſen 257, 00, Galizier 210, 50, Anglo Auſtr. 91, 50, Nordweſt⸗ 

bahn —, —, Lombarden 74, 00, Papierrente 61, 90, Goldrente 73, 75, 

Fefe un 88, 50, Marknoten 59, 00, Napoleons 9, 57%. 
eſt, ſtill. 


Eten, 8. März Abendbörſe. Kreditaft. 234, 10, 
260,50, Galizier 214,50, Anglo⸗Auſtr. 102,25, Lombarden —, —, 
Silberrente —, —, Papierrente 63 275, Goldrente 75,00, WMarknot⸗ n 
ER 524, Ungar. Goldrente 90,35, Nationalbank —, —, Napoleons 9,49. 

eft. 


Offizielle Notirungen: 
1864er Looſe —. —, ungar. Prämienlooſe 
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Waris, 8. März. Ermattend. 
[Schlußkurſe.] sp&t Rente 7435. Anleihe de 1872 110 35. 
Italieniſche 5proz Rente 73, 85. do. Tabaksaktien —, — do. Fre 


5,00. do. Prioritäten 238, 00. Türken de 1865 8.15. do. 8 1869 
44. 25 5 Türkenlooſe 30, 50. Oeſterr. Goldrente 641. Ungar. Gold⸗ 
rente 76%. 


Paris, 7. März, Abends. Boulevard⸗Berkehr. Zproz. Rente 
74,45, Anleihe de 1872 110,527, Italtener 74075, Türken de mE 
—,—, Spanier erter. 13%, do. inter —, Banque ottomane 355,00, 
neue Fabrter 149.00, Cbemins egupt. 264,00, öſterr Goldrent 64%, 
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London 7. März. 
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furt 9 N Bien 12,12, Paris 25,32, Petersburg 25.8 ale 
atzdiskont 2 pCt. 
us der Bank floſſen beute 10,000 Pfd. Sterling. 


Newgork, 7. März. (Schlußkucſe. Hochſte Notirung den 
Goldagtos IE ara 14. Wechſel auf ee Gold 4 
5 3 1 ä 6 107 106% 2 er 1 9 Kor 

rte 78. ond es 8 
Bociſſe 1051. Newvork Zenkralbabn 1054 a DU 
Köln, 8 März. (Getreibemarkt.) Weizen 
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Berlin 8. März Wind: NRW. — Barometer: 276. — Ther⸗ 
mometer: 5 R. — ing: Sturm und Regen. 
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ber Na e Yun a e Vetter Jug Sul 1 Se ben, 
⸗Auguſt — 9 Into ver 1000 Kilogr 

lität zeſorbert ruf ser we ab Babn Bes ni 


at» ann weintentilöer 120 188 ri 
138, kiss: 130 0 Bis 1.8, wacher 149 27 0 gi —, 
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139,5 Br., per Juni⸗Juli 142 212 zamm 
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2. per 100 Lit. a 100 pz. = 10,0% pet. cone mug 52 


Berlin, 8. März. Die Meldungen vo von auf erhalb batten im An⸗ 
laue an die Ge hier herrſchende Feſtigkeit ziemlich günſtig ge⸗ 
autet, aber dem Geſchäft keine Anregung geboten. Der heutige Ver⸗ 
kehr eröffnete ae und in fegr großer Zurückhaltung. Die 
Notirungen von der Wiener Vorbörſe hatten ſchwach und fin ge: 
lautet, und politiſche Beunruhigungen traten in den Vordergrund. 
Doch Def feftigte ſich aan 1 raſch, als nämlich gegen die Mitte 
der Börſenzeit die Nachricht verbreitet wurde, daß Shen Bismarck 
den Vorſitz bei der Konferenz übernehmen werde. — Der Verkehr hielt 
ſich in äußerſt en = Grenzen. Credit⸗Aktien ſetzten etwa 2 M unter 
dem en S luß ein, erholten ſich jedoch bald um dieſen Betrag 
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5 0 b ) Zindfuß der Reiche Hank für 
co 6 bach , wiede 5 Wee 
a cee Gäste n en ee 
g 805 18,50 b; * u 4 ur m- 
Pfdbr. 4 104,75 bz = e 
Sent KH 18750 8 Petersburg 6, 
l 1 2 5 bz G Er . Bank. 5 5 Ber 


| und ſchwankten mäßig. Auch Diskonto⸗Commandit⸗ Aktien und Laura⸗ 
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matt, per 1000 Kilo per Sept.⸗Oktober 295 M. Br., 293 M. Gd 
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hütte waren wenig verändert. Franzoſen ſtellten ſich ſofort etwas 
höher Ruſſiſche Anleiben und andere fremde Renten büßten Klei⸗ 
nigkeiten ein, konnten aber zu den mäßig herabgeſetzten Courſen als 
recht feſt, wenn auch ſtill, bezeichnet werden. In der großen Geſchäfts⸗ 
loſigkeit trugen übrigens in hohem 1 55 die vielfachen Störungen 
der telegraphifchen Verbindungen bei. Die ge baar gehandelten 
Papiere erſchienen recht feſt, jedoch ruhig. Eifendapn Aktien be⸗ 
haupteten ſich gut, Märkiſch⸗Poſener Stammprioritäten waren in den 
Vorder 1 geſchoben, Rheiniſch⸗Weſtfäliſche lagen wenig feſt; rumä⸗ 
niſche Eiſenbahnpapiere mäßig belebt. Bank⸗ und Induſtrie⸗ Papiere 
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litten unter r großer Geſchäftsloſigkeit. Auch in Vergwecks „Papieren 
wurden Mate G vorgenommen. Der Anlagemarkt behauptete 
ich bei mäßt gem Geſchäft recht gut, Deutſche Anleihen, Pfand⸗ und 
entenbriete lieben beorzugt, Prioritäten ftill; ausländische Eiſenbahn⸗ 
Obligationen wurden vereizelt ee r bezahlt. Die Haltung blieb in der 
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